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Prof. Dr. Renate Köcher 

Institut für Demoskopie Allensbach 

 
 

Zukunftsfaktor Zuversicht 

 
 

Fünf Jahre Ausnahmezustand drücken auf die 
Stimmung der Menschen. Erst die Pandemie, 
dann der Ausbruch des Ukraine-Krieges gefolgt 
von Energieengpässen, dann eine seit 
Jahrzehnten so nicht gekannte Inflation und 
gleichzeitig die zähe Stagnation der Wirtschaft, 
verschärft durch zunehmenden Protektionismus 
und geopolitische Spannungen – all das 
unterminiert das Empfinden von Sicherheit und 
Berechenbarkeit.  
 
Die große Mehrheit rechnet mittlerweile nicht 
mehr mit einer baldigen Rückkehr zu ruhigeren, 
risikoärmeren Zeiten. Nur kurz hofften viele 
auf eine Stabilisierung der Wirtschaft. Seit 
Mitte des Jahres sind jedoch Befürchtungen, 
dass es in den kommenden Monaten 
wirtschaftlich bergab gehen könnte, wieder 
steil angestiegen, von 33 Prozent im Juni auf 
jetzt 47 Prozent. Nur eine kleine Minderheit 
von 14 Prozent hofft zurzeit auf einen baldigen 
Aufschwung. Selbst da, wo sich die Lage 
objektiv entspannt hat, bleibt die Beunruhigung 
groß: Die Inflation beschäftigt die Menschen 
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unverändert und verständlicherweise, da sich 
ihre Lebenshaltungskosten durch den zwar 
vorübergehenden, aber heftigen 
Inflationsschub nachhaltig erhöht haben. 
 
Nicht nur die wirtschaftlichen Perspektiven 
werden zurzeit überwiegend pessimistisch 
gesehen, sondern generell die Zukunft des 
Landes und das nicht nur auf Sicht der nächsten 
Monate, sondern längerfristig. Nur 30 Prozent 
sind optimistisch, dass Deutschland sich in den 
nächsten 10 Jahren positiv entwickeln wird, 41 
Prozent fehlt dieses Zutrauen. Unmittelbar nach 
Ausbruch des Ukrainekrieges war die 
Bevölkerung zwar noch pessimistischer, aber 
der Zukunftsoptimismus verharrt seit drei 
Jahren auf niedrigem Niveau. Die Mehrheit 
glaubt auch nicht daran, dass die Lage 
eigentlich besser ist als die Stimmung: Nur 
jeder Dritte ist davon überzeugt, während 43 
Prozent widersprechen. Dieser Widerspruch 
kommt vor allem von den politischen Rändern: 
Während unter den Anhängern der Mitte-
Parteien die Überzeugung überwiegt, dass die 
Stimmung schlechter ist als die Lage, vertreten 
79 Prozent der AfD-Anhänger und auch 59 
Prozent der BSW-Anhänger die Gegenposition.  
 
Bei allen Herausforderungen und Risiken ist die 
Frage, wieweit Zukunftsoptimismus und -
pessimismus die Fähigkeit und Kraft 
beeinflussen, Zukunft erfolgreich zu gestalten. 
Es ist die Frage, ob eine pessimistisch 
gestimmte Gesellschaft, die vorwiegend glaubt, 

Schaubild 1 
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dass die Zukunft nur eine Verschlechterung 
bringen kann, die Kraft zum Aufbruch hat, oder 
ob sie nicht eher dazu neigt, defensiv den Status 
quo zu verteidigen. Bei der diesjährigen 
Festveranstaltung der Akademie der 
Technikwissenschaften überreichte der 
Direktor der Bundesagentur für 
Sprunginnovationen Rafael Laguna dem 
Bundeskanzler ein T-Shirt mit dem Aufdruck 
„Pessimism is a waste of time“. Das Motto ist 
keine Absage an eine realistische Einschätzung 
von Problemen, aber an Verzagtheit. 
 
Die deutsche Bevölkerung ist jedoch nicht so 
verzagt, wie es auf den ersten Blick scheint. Sie 
ist skeptisch, ob die Herausforderungen 
konsequent angegangen werden, glaubt 
mehrheitlich aber durchaus, dass sie 
bewältigbar sind. 51 Prozent glauben fest daran, 
dass „wir in Deutschland alle 
Herausforderungen gemeinsam meistern 
können“, nur 29 Prozent widersprechen 
dezidiert. Die einzige Gruppierung, die 
überzeugt ist, dass sich die Probleme nicht 
bewältigen lassen, sind die Anhänger der AfD: 
64 Prozent von ihnen glauben nicht, dass die 
Zukunft des Landes überhaupt erfolgreich 
gestaltet werden kann. 
 
Die Mehrheit der Bevölkerung ist dagegen 
überzeugt, dass sich viele Probleme lösen 
lassen, wenn sich mehr Optimismus breit macht 
und die Kräfte gebündelt werden. Und die 
große Mehrheit ist bei aller Skepsis durchaus 
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neugierig auf die Zukunft, eine Haltung, die 
sich nur schwer mit Fatalismus verträgt. Zwei 
Drittel sind neugierig auf die Zukunft, von den 
unter 45-Jährigen drei Viertel; ebenso viele sind 
gespannt, was speziell der technologische 
Fortschritt künftig alles bringen und verändern 
wird.  
 
Die große Mehrheit glaubt an die 
Innovationskraft des Landes, ohne dass die 
Fortschritte insbesondere in China und die in 
einigen Bereichen geradezu erdrückende 
Dominanz der amerikanischen Forschung und 
Entwicklung ignoriert würden. 63 Prozent der 
Bevölkerung halten die Innovationskraft 
Deutschlands auch heute für groß, 
überdurchschnittlich die höheren Schichten. 
Die Vorstellungen, welche Branchen besonders 
innovativ sind, haben sich jedoch erheblich 
verschoben. Vor 10 Jahren zählten 80 Prozent 
der Bevölkerung den deutschen Automobilbau 
zu den besonders innovativen Branchen, aktuell 
nur noch 45 Prozent; auch andere 
Untersuchungen belegen, dass die Bevölkerung 
heute die Qualität und das Innovationstempo 
dieser Branche insbesondere im Vergleich zu 
China völlig anders bewertet als noch vor 
einigen Jahren. Auch erneuerbare Energien 
werden heute längst nicht mehr in dem Maße 
als Domäne deutscher Innovationskraft 
gesehen: Vor 10 Jahren schrieben 66 Prozent 
hier Deutschland einen Innovationsvorsprung 
zu, heute noch 48 Prozent. Parallel ist die 
Überzeugung verfallen, dass Deutschland in 
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diesen Bereichen weltweit führend ist. Vor 10 
Jahren galt der deutsche Automobilbau bei 83 
Prozent der Bevölkerung als in der Welt 
führend, heute sind davon noch 42 Prozent 
überzeugt, Tendenz fallend. Die Einschätzung, 
dass Deutschland bei regenerativen Energien 
zur Weltspitze gehört, ist im selben Zeitraum 
von 59 auf 27 Prozent verfallen, auch die 
Position des deutschen Maschinenbaus wird 
heute schwächer eingeschätzt, aber deutlich 
stärker als der Automobilsektor. 
 
Gleichzeitig gibt es Branchen, denen heute 
mehr zugetraut wird, insbesondere was ihre 
Innovationskraft angeht. Das sind vor allem die 
medizinische und die pharmazeutische 
Forschung, begrenzt auch die Chemie und die 
lange in Deutschland stigmatisierte 
Gentechnologie. So ist die Überzeugung, dass 
die pharmazeutische Forschung in Deutschland 
besonders innovativ ist, in den vergangenen 10 
Jahren von 45 auf 60 Prozent gestiegen, das 
Vertrauen in die Innovationskraft der 
Gentechnologie  in Deutschland von 8 auf 22 
Prozent.  
 
Auch die Vorstellungen, welche 
Entwicklungen für das Land große Chancen 
bieten, zeigen die bemerkenswerte 
Fokussierung der Bevölkerung auf die 
Fortschritte in der Medizin. 71 Prozent der 
Bevölkerung verorten hier große Chancen; 
deutlich geringer wird das Potential von 
Batterietechnologie und Energiespeichern 
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gesehen wie auch von Elektromobilität. Nur 31 
Prozent glauben, dass die Elektromobilität für 
Deutschland große Chancen bietet. Weitaus 
mehr verspricht sich die Bevölkerung von dem 
zunehmenden Einsatz von KI, der mittlerweile 
nach Überzeugung von 50 Prozent der Bürger 
große Chancen bietet. Dieser Anteil ist 
angesichts einer öffentlichen Diskussion, die 
oft Risiken und die Notwendigkeit von 
Steuerung und Kontrollen betont, 
bemerkenswert hoch. 
 
Große Hoffnungen setzt die Bevölkerung auch 
in die Digitalisierung, insbesondere im 
staatlichen, aber auch im wirtschaftlichen 
Sektor. 57 Prozent sind überzeugt, dass die 
Digitalisierung der Verwaltung große Chancen 
bedeutet, 46 Prozent verbinden diese Hoffnung 
auch mit der zunehmenden Digitalisierung in 
der Wirtschaft. In Bezug auf den angestrebten 
Bürokratieabbau, den eine rasche 
Digitalisierung mit vorantreiben kann, sind 
zwei Drittel überzeugt, dass er das Land 
wesentlich voranbringen wird. Dagegen wird 
die Stärkung der Verteidigungsfähigkeit nur 
von jedem Dritten als Chancenszenario 
gesehen. Gleichzeitig hält die Mehrheit diese 
Stärkung für unumgänglich, wie auch das 
Sondervermögen zu ihrer Finanzierung von der 
großen Mehrheit befürwortet wird. Diese 
Maßnahmen werden von den meisten jedoch 
nicht unter Chancen rubriziert, sondern als 
notwendig zur Eindämmung von Risiken. 
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Obwohl die meisten skeptisch sind, ob die 
Herausforderungen tatsächlich gemeistert und 
die Potentiale des Landes gehoben werden, 
hofft die Mehrheit nicht nur auf die 
Innovationskraft des Landes, sondern auch auf 
die Einsicht, dass Veränderungen 
unumgänglich sind. 57 Prozent macht mit Blick 
auf die Zukunft Hoffnung, dass viele 
verstanden haben, dass ein „weiter so“ keine 
Option ist. Viele ziehen auch Hoffnung aus dem 
verlässlichen Rechtsstaat, dem Reservoir an gut 
ausgebildeten Arbeitskräften, dem 
Wohlstandsniveau des Landes, der sozialen 
Absicherung, aber auch den politischen Plänen 
für Reformen. 
 
Die Mehrheit möchte hoffen und ist überzeugt, 
dass Deutschland unter seinen Möglichkeiten 
bleibt. Allerdings macht es die tägliche 
Berichterstattung, die sich oft mehr auf 
Probleme statt auf Problemlösungen, mehr auf 
Fehler als auf Erfolge, mehr auf Dissens- als auf 
Konsensfelder konzentriert, vielen schwer, 
nicht in Fatalismus zu verfallen. 53 Prozent der 
Bevölkerung halten die tägliche 
Berichterstattung oft für zu negativ, um 
Vertrauen zuzulassen, dass das Land seine 
Herausforderungen überhaupt bewältigen kann.  
 
Wenn dieses Vertrauen jedoch unterminiert 
wird, beschädigt das weitaus mehr als nur die 
Popularität der politisch Verantwortlichen; es 
greift auch den Rückhalt für das politische 
System an. Zwar bekennt sich die große 
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Mehrheit der Bürger zur Demokratie. Aber das 
Vertrauen schwindet, dass die Demokratie mit 
ihren steten Kontroversen und mühsamen 
Abstimmungsprozessen den aktuellen 
Herausforderungen gewachsen ist. Nur 50 
Prozent der Bevölkerung sind überzeugt, dass 
sich die aktuellen Probleme im Rahmen des 
demokratischen Systems gut lösen lassen. 
Insbesondere die Bewältigung von 
militärischen Krisen und von Pandemien wird 
Demokratien heute weniger zugetraut als noch 
vor zwei Jahren. 2023 waren noch 53 Prozent 
der Bevölkerung überzeugt, dass Demokratien 
militärische Krisen besser bewältigen können 
als autoritäre Systeme, heute glauben das nur 
noch 44 Prozent. Der Anteil, der hier 
autoritären Systemen mehr zutraut, hat sich in 
diesem kurzen Zeitraum von 14 auf 31 Prozent 
mehr als verdoppelt. Das Zutrauen, dass 
Demokratien mit Gesundheitsrisiken wie einer 
Pandemie besser umgehen, hat sich in den 
vergangenen zwei Jahren von 57 auf 41 Prozent 
geradezu erdrutschartig verringert. In Bezug 
auf Inflationsbekämpfung traut zwar noch die 
Mehrheit Demokratien mehr zu – aber ebenfalls 
mit sinkender Tendenz; dasselbe gilt für den 
Umgang mit Flüchtlingswellen. In fast jedem 
dieser Fälle trauen AfD-Anhänger autoritären 
Systemen mehr zu als der Demokratie. 
Fatalistischer Zukunftspessimismus und 
Zweifel an dem demokratischen System hängen 
eng zusammen. 
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Es ist daher eine Unterschätzung, 
Zukunftspessimismus als Zeitverschwendung 
zu apostrophieren; in Krisenzeiten wird er zur 
Gefahr. Demokratien werden nicht um ihrer 
selbst willen gestützt. Sie müssen sich in Krisen 
beweisen, brauchen Erfolge. Wenn der Glaube 
fehlt, dass die Herausforderungen zu 
bewältigen sind und das Land sich eine gute 
Zukunft sichern kann, wird die politische 
Entwicklung in einer Demokratie 
unkalkulierbar. 
 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

U N T E R S U C H U N G S D A T E N 

 

Befragter Personenkreis: Deutsche Wohnbevölkerung ab 16 Jahre in 
der Bundesrepublik Deutschland 

Anzahl der Befragten:  1011 

Befragungszeitraum: 23.10. bis 06.11.2025 

Methode: Repräsentative Quotenauswahl 

Art der Interviews: Mündlich-persönliche Interviews 
(face-to-face) 



 

 

 

 
A n h a n g t a b e l l e n 



 

 

 
Kaum Hoffnung auf einen baldigen 
Wirtschaftsaufschwung 
  
 
 
 
 
FRAGE: "Wie sehen Sie unsere wirtschaftliche Entwicklung: Glauben Sie, dass 

es mit unserer Wirtschaft in den nächsten 12 Monaten eher bergauf 
oder eher bergab geht?“ 

 
 
   Bevölkerung 
   insgesamt 
   ----------------------- 
   Juni November 
   2025 2025 
 
   % % 
 
 Eher bergauf ........................................................ 20 .......... 14 
 
 Eher bergab ......................................................... 33 .......... 47 
 
 Weder noch, gleichbleiben .................................. 35 .......... 30 
 
 Unentschieden....................................................  12 ..........   9 
  100 100 
 
 
  

 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Tabelle A 1 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 
 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 13004, 13011 



 

 

 
Ist die Stimmung schlechter als die Lage? 

 
 
 
 
 
 
 

 
FRAGE: "Was meinen Sie: Ist die Lage Deutschlands eigentlich besser als die 

derzeitige Stimmung, oder würden Sie das nicht sagen? 
 
 
 
 
 
 Bevölkerung Anhänger von – 
 insgesamt ------------------------------------------------------------- 
  CDU/ SPD FDP B.90/ Die BSW AfD 
  CSU   Grüne Linke   
 
 % % % % % % % % 
 
Lage eigentlich 
besser .................................35 41 ..... 45 ...... 48 ..... 54 ........ 32 ..... 16 ........ 6 
 
Würde ich nicht 
sagen ..................................43 37 ..... 32 ...... 37 ..... 23 ........ 37 ..... 59 ...... 79 
 
Unentschieden ...................  22  22 ....  23 .....  15 ....  23 .......  31 ..... 25 .....  15 
 100 100 100 100 100 100 100 100 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Tabelle A 2 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 
 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 13011, November 2025 



 

 

 
Herausforderungen sind gemeinsam zu 
bewältigen – daran glaubt die Mehrheit 
 
 
 
 
 
FRAGE: "Neulich sagte jemand: 'Ich glaube fest daran, dass wir in Deutschland 

alle Herausforderungen gemeinsam meistern können.' Würden Sie 
dem zustimmen, oder würden Sie dem nicht zustimmen?" 

 
 
 
 
 
 
   Bevölkerung Anhänger der 
   insgesamt AfD 
 
   % % 
 
 Zustimmen ..................................................... 51 23 
 
 Nicht zustimmen ............................................ 29 64 
 
 Unentschieden..............................................  20  13 
   100 100 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  

Tabelle A 3 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 
 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 13011, November 2025 



 

 

 
Mehr Optimismus! 
 
 
 
 
 
 
 
 
FRAGE: "Kürzlich sagte uns jemand: 'Bei uns wird viel zu viel gejammert. Sicher 

gibt es viele Probleme, aber wenn wir mit mehr Optimismus 
herangehen, dann schaffen wir das schon.' Würden Sie das auch 
sagen, oder sehen Sie das nicht so?" 

 
 
 
  Bevölkerung 
  insgesamt 
 
  % 
 
 
 Würde ich auch sagen ............................................... 52 
 
 Sehe ich nicht so ....................................................... 31 
 
 Unentschieden..........................................................  17 
   100 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 13011, November 2025 

Tabelle A 4 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 
 



 

 

 
Besonders Jüngere sind neugierig auf 
die Zukunft und den technologischen Fortschritt 

 
 

 
 
 
 

FRAGE: "Würden Sie sagen, Sie sind neugierig auf die Zukunft, was die Zukunft 
so alles bringen wird, oder würden Sie das nicht sagen?" 

 
 
   Bevölkerung unter 
   insgesamt 45-Jährige 
   % % 
 
 Bin neugierig.................................................. 65 ........................ 76 
 Würde das nicht sagen .................................. 18 ........................ 13 
 Unentschieden..............................................  17 .......................  11 
   100 100 
 
 
 
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
 
 
FRAGE: "Würden Sie sagen, Sie sind neugierig darauf, was der technologische 

Fortschritt in Zukunft alles bringen wird, oder würden Sie das nicht 
sagen?" 

 
 
   Bevölkerung unter 
   insgesamt 45-Jährige 
   % % 
 
 Bin neugierig.................................................. 65 ........................ 71 
 Würde das nicht sagen .................................. 22 ........................ 16 
 Unentschieden..............................................  13 .......................  13 
   100 100 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 13011, November 2025 

Tabelle A 5 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 
 



 

 

 
Die Innovationskraft Deutschlands wird 
mehrheitlich positiv beurteilt 
 
 
 
 
 
 
FRAGE: "Wie schätzen Sie die Innovationskraft Deutschlands ein, also die 

Fähigkeit unseres Landes, neue Ideen, Produkte und Technologien zu 
entwickeln? Ist Deutschland da ..."  

 
 
 
   Bevölkerung Hoher sozio- 
   insgesamt ökonomischer 
    Status 
 
   % % 
 
 „sehr gut“ ......................................................... 9 14 
 
 „gut“ ............................................................... 54 59 
 
 „weniger gut“.................................................. 27 23 
 
 „gar nicht gut“ .................................................. 3 1 
 
 Unentschieden...............................................   7    3 
   100 100 
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Tabelle A 6 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 
 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 13011, November 2025 



 

 

 
Marktführer Deutschland? 
 
 
 
 
 
 
FRAGE: "Wo, in welchen Bereichen ist Deutschland Ihrer Meinung nach führend 

in der Welt?"  
 
 
  Bevölkerung insgesamt 
  ------------------------------- 
  2015 2025 
 
  % % 
 
 Maschinenbau ................................................... 68 .................. 57 
 Medizinische Forschung .................................... 42 .................. 46 
 Pharmazeutische Forschung ............................. 39 .................. 43 
 Automobilbau..................................................... 83 .................. 42 
 Chemische Forschung ....................................... 31 .................. 33 
 Erneuerbare Energien ....................................... 59 .................. 27 
 Softwareentwicklung ............................................ 9 .................. 11 
 Gentechnologie ................................................... 6 .................. 11 
 Entwicklung von Elektroantrieben ...................... 19 .................. 10 
 Quantentechnologie ............................................. - .................... 9 
 Nanotechnologie .................................................. 8 .................... 9 
 Künstliche Intelligenz ............................................ - .................... 8 
 Telekommunikation ........................................... 16 .................... 7 
 Textil- und Bekleidungsindustrie .......................... 8 .................... 5 
 Internet-Technologie ............................................ 7 .................... 5 
 Mikroelektronik .................................................. 10 .................... 3 
 
 Nichts davon ........................................................ 1 .................. 17 
 
 
 
 
 
 
 
 

Tabelle A 7 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 
 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 11047, 13011 



 

 

 
Mehr Zutrauen in die Branchen Medizin,  
Chemie und Gentechnologie 
 
 
 
 
 
 
FRAGE: "Wo, in welchen Bereichen ist Deutschland besonders innovativ, in 

welchen Bereichen kommen Ihrer Meinung nach besonders viele neue 
Ideen aus Deutschland?" 

 
 
  Bevölkerung insgesamt 
  ------------------------------- 
  2015 2025 
 
  % % 
 
 
 
 
 Medizinische Forschung .................................... 56 .................. 64 
 Chemische Forschung ....................................... 35 .................. 40 
 Gentechnologie ................................................... 8 .................. 22 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Tabelle A 8 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 
 

Auszug 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 11047, 13011 



 

 

Hoffnungsträger 
 
 
 
 
 
 
 
 
FRAGE: "Was macht Ihnen mit Blick auf die Zukunft Hoffnung? Was lässt Sie 

optimistisch in die Zukunft blicken?" (Listenvorlage) 
 
 
   Bevölkerung 
   insgesamt 
 
   % 
 
 
 
 
 Dass viele Menschen verstanden haben, 
 dass es so nicht weitergehen kann ....................................... 57 
 Die Fortschritte in der Medizin .............................................. 54 
 Die Leistungen der deutschen Wissenschaft ........................ 48 
 Der verlässliche Rechtsstaat ................................................ 47 
 Die Innovationskraft, die Fähigkeit, neue 
 Produkte und Technologien zu entwickeln ........................... 47 
 Die gute soziale Absicherung in Deutschland....................... 45 
 Dass es in Deutschland viele gut ausgebildete 
 Arbeitskräfte gibt ................................................................... 43 
 Der Wohlstand des Landes .................................................. 40 
 Dass es ein steigendes Bewusstsein für die 
 Bedeutung von Umwelt- und Klimaschutz gibt ..................... 40 
 Dass die Politik Reformen angehen möchte ......................... 40 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Tabelle A 9 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 
 

Top 10 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 13011, November 2025 



 

 

 
Negative Medienberichte fördern Fatalismus 
 
 
 
 
 
 
FRAGE: "Neulich sagte jemand: 'Wenn man die Berichterstattung in den Medien 

verfolgt, kann man gar kein Vertrauen mehr haben, dass unser Land 
die Herausforderungen bewältigen kann. Dafür ist die Berichterstat-
tung viel zu negativ.' Würden Sie dem zustimmen, oder würden Sie 
dem nicht zustimmen?" 

 
 
 
 
   Bevölkerung 
   insgesamt 
 
   % 
 
 Zustimmen ............................................................................ 53 
 
 Nicht zustimmen ................................................................... 23 
 
 Unentschieden.....................................................................  24 
   100 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Tabelle A 10 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 
 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 13011, November 2025 



 

 

 
Demokratievertrauen 
 
 
 
 
 
 
 
FRAGE: "Wenn jemand sagt: 'Mit der Demokratie können wir die Probleme 

lösen, die wir in der Bundesrepublik haben.‘ Würden Sie dem 
zustimmen oder nicht?" 

 
 
 
 
   Bevölkerung 
   insgesamt 
 
   % 
 
 Zustimmen ............................................................................ 50 
 
 Nicht zustimmen ................................................................... 19 
 
 Unentschieden.....................................................................  31 
   100 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Tabelle A 11 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 
 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 12089 



 

 

 
Bei der Inflationsbekämpfung und dem Umgang 
mit Geflüchteten wird der Demokratie mehr  
zugetraut – mit sinkender Tendenz 
 
 
 
 
 
 
 
 
FRAGE: "Zwei Ideen stehen heute in der Welt gegeneinander: autoritäre 

Staatsformen und die westliche Vorstellung von Freiheit und 
Demokratie. Was glauben Sie, welche Staatsform besser geeignet ist, 
um die Herausforderungen, vor denen wir aktuell stehen, zu lösen? 
Wie ist es mit der Inflation, also steigenden Preisen oder dem Umgang 
mit Flüchtlingen? Wer bekommt das vermutlich besser in den Griff: 
autoritäre Staatsformen oder die Demokratie?" 

 
 
  Bevölkerung insgesamt 
  ------------------------------- 
  2023 2025 
 
  % % 
 
Autoritäre Staatsformen .................................................... 13 .................. 18 
Demokratie ........................................................................ 61 .................. 57 
Unentschieden .................................................................  26 .................  25 
  100 100 
 
 
 
 
  Bevölkerung insgesamt 
  ------------------------------- 
  2023 2025 
 
  % % 
 
Autoritäre Staatsformen .................................................... 22 .................. 28 
Demokratie ........................................................................ 58 .................. 54 
Unentschieden .................................................................  20 .................  18 
  100 100 
 
 
 
 
 
 
 
 

Tabelle A 12 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 
 

Die Inflation 

Umgang mit Flüchtlingen 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 12066, 13009 



 

 

 
Zweifel an der Demokratie besonders bei 
AfD- Anhängern 
 
 
 
FRAGE: "Zwei Ideen stehen heute in der Welt gegeneinander: autoritäre 

Staatsformen und die westliche Vorstellung von Freiheit und 
Demokratie. Was glauben Sie, welche Staatsform besser geeignet ist, 
um die Herausforderungen, vor denen wir aktuell stehen, zu lösen? 
Wie ist es mit militärischen Krisen wie dem Ukraine-Krieg?/ 
Pandemien/der Inflation, also steigenen Preisen/dem Umgang mit 
Flüchtlingen? Wer bekommt das vermutlich besser in den Griff: 
autoritäre Staatsformen oder die Demokratie?“ 

 
   Bevölkerung Anhänger der 
   insgesamt AfD 
   % % 
Autoritäre Staatsformen ..................................... 30 45 
Demokratie ......................................................... 44 32 
Unentschieden ..................................................  25  23 
  100 100 
 
   Bevölkerung Anhänger der 
   insgesamt AfD 
   % % 
Autoritäre Staatsformen ..................................... 31 39 
Demokratie ......................................................... 41 25 
Unentschieden ..................................................  28  25 
  100 100 
 
   Bevölkerung Anhänger der 
   insgesamt AfD 
   % % 
Autoritäre Staatsformen ..................................... 18 33 
Demokratie ......................................................... 57 38 
Unentschieden ..................................................  25  29 
  100 100 
 
   Bevölkerung Anhänger der 
   insgesamt AfD 
   % % 
Autoritäre Staatsformen ..................................... 27 55 
Demokratie ......................................................... 54 23 
Unentschieden ..................................................  18  22 
  ......................................................... 100 100 
 
 
  

Tabelle A 13 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 
 

Militärische Krisen 

Pandemien 

Inflation 

Umgang mit Flüchtlingen 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 13009 



CDU/ FDP SPD Bü.90/ DIE AfD Freie BSW Sons-
CSU GRÜNE LINKE Wähler tige

% % % % % % % % %

﻿2016: Jahresdurchschnitt 34,0 7,5 23,0 11,0 9,0 11,0 - - 4,5

﻿2017: Jahresdurchschnitt 36,0 9,0 25,0 8,5 8,5 9,0 - - 4,0

﻿2018: Jahresdurchschnitt 31,5 9,5 19,0 13,0 9,5 13,5 - - 4,0

﻿2019: Jahresdurchschnitt 30,0 7,5 16,0 20,5 8,0 13,0 - - 5,0

﻿2020: Jahresdurchschnitt 35,5 6,5 16,0 20,0 7,5 10,0 - - 4,5

﻿2021: Jahresdurchschnitt 28,5 10,5 20,0 19,0 6,5 10,0 - - 5,5

24,1 11,5 25,7 14,8 4,9 10,3 - - 8,7

﻿2022: Jahresdurchschnitt 28,0 8,5 23,0 18,5 5,0 11,0 - - 6,0

﻿2023: Jahresdurchschnitt 31,0 7,0 19,0 15,0 4,0 17,0 1,0 - 6,0

﻿2024: 1. Halbjahr 33,0 6,0 16,0 13,5 3,0 16,5 1,0 6,0 5,0
2. Halbjahr 35,0 4,5 16,0 11,0 - 17,0 - 8,0 8,5
Jahresdurchschnitt 34,0 5,0 16,0 12,0 2,0 16,5 0,5 7,0 7,0

﻿2025: 7. - 19. Januar 34,0 4,0 17,0 13,5 - 20,0 - 5,0 6,5
23. Jan. - 5. Feb. 33,0 5,0 15,5 13,0 3,5 20,0 - 5,0 5,0
7. - 20. Februar 32,0 4,5 14,5 12,0 7,5 20,0 - 4,5 5,0

28,5 4,3 16,4 11,6 8,8 20,8 1,5 5,0 3,1

27. Feb. - 11. März 29,5 3,0 16,0 11,5 10,0 21,0 - 4,0 5,0
28. März - 9. April 27,0 3,0 16,0 12,0 10,0 23,5 - 4,0 4,5
3. - 14. Mai 28,0 3,0 17,0 11,0 10,0 22,5 - 4,0 4,5
1. - 12. Juni 29,0 4,0 16,0 11,0 9,0 23,0 - 4,0 4,0
4. - 16. Juli 29,0 4,0 15,0 12,0 9,0 23,0 - 3,5 4,5
1. - 14. August 28,0 4,0 16,0 11,0 10,0 22,5 - 4,0 4,5
5. - 17. September 27,0 4,0 15,0 11,0 11,0 24,0 - 3,0 5,0
26. Sept. - 10. Okt. 26,0 3,0 15,0 11,0 11,0 25,0 - 4,0 5,0
23. Okt. - 6. Nov. 27,0 3,5 15,5 11,0 10,0 24,0 - 4,0 5,0

Befragt wurden in der aktuellen Umfrage persönlich-mündlich insgesamt 1.011 Personen.
Bei dieser Stichprobengröße beträgt die Fehlerspanne bei einem Anteilswert 
von 30 Prozent rund +/- 3 Prozentpunkte und bei einem Anteilswert von 
10 Prozent rund +/- 2 Prozentpunkte.
​QUELLE: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Institut für Demoskopie, zuletzt IfD-Umfrage 13011

﻿Bundestagswahl 
23.02.2025

﻿Zweitstimmen-Wahlabsicht Gesamtdeutschland –
Allensbacher Berichterstattung für die
Frankfurter Allgemeine Zeitung

Tabelle B 1
Gesamtdeutschland 

Wahlberechtigte Bevölkerung 
mit konkreter Parteiangabe

﻿Zweitstimmen Gesamtdeutschland

﻿Bundestagswahl 
26.09.2021
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Veröffentlichung in der 

Frankfurter Allgemeinen Zeitung Nr. 265 

vom 14. November 2025, S. 12, unter dem Titel: 

"Bröckelndes Vertrauen. Können Demokratien Krisen 

 besser bewältigen? Die Zweifel daran wachsen." 
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Paul COAKLEY Foto KNA

In einem Land, das von harten Gra-
benkämpfen zerrissen ist, strebt Paul 
Coakley nach mehr Geschlossenheit. 
Der siebzig Jahre alte Erzbischof aus 
Oklahoma City war gerade erst zum 
neuen Vorsitzenden der amerikani-
schen Bischofskonferenz gewählt 
worden, da gab er schon ein erstes 
Interview. Es werde immer behaup-
tet, dass die Bischöfe in den Vereinig-
ten Staaten so gespalten und polari-
siert seien. Doch das sei nicht seine 
Erfahrung, sagte Coakley. Es gebe 
viel gegenseitiges Verständnis und 
Unterstützung. Diese „wunderbare 
brüderliche Gemeinschaft“ wolle er 
in den kommenden drei Jahren sicht-
bar machen.

Coakley, der bislang auch  Sekretär 
der Bischofskonferenz war, galt als 
einer der Favoriten für den Posten. In 
Virginia geboren, zog es ihn nach 
einem Studium der englischen Spra-
che und der Altertumswissenschaft 
zum Dienst in der Kirche. 1983 wur-
de er mit 28 Jahren in Wichita zum 
Priester geweiht. Heute zählt Coak-
ley zum konservativeren Flügel der 
amerikanischen Bischöfe. Er ist ein 
entschiedener Verfechter der soge-
nannten Pro-Life-Politik und spricht 
sich strikt gegen Abtreibungen und 
gegen die Todesstrafe aus. Abtrei-
bungen bezeichnete er einmal als das 
„intrinsische Übel“. 

Coakley ist außerdem Berater des 
Napa-Instituts, einer Vereinigung 
konservativer katholischer Füh-
rungsfiguren. Er spricht sich dieser 
Tage gegen Donald Trumps harte 
Migrationspolitik aus, hebt jedoch 
auch hervor, dass Länder ein Recht 
auf den Schutz ihrer Grenzen haben. 

Im Jahr 2018 geriet Coakley in die 
Kritik, weil er einen Brief des  frühe-
ren vatikanischen Botschafters in 
den Vereinigten Staaten Erzbischof  
Carlo Maria Vigano unterstützt hat-
te, in dem dieser Papst Franziskus 
vorwarf, sexuelle Übergriffe des 
amerikanischen Kardinals Theodore 
McCarrick ignoriert zu haben.  Nach-
dem Vigano   später auch Franziskus’  
Legitimität anzweifelte, wurde er 
2024 exkommuniziert. Im jüngsten 
Interview sagte Coakley, diese Ein-
stellung Viganos sei ihm nicht be-
kannt gewesen. 

Am Tag seiner Wahl am Dienstag 
sagte der Bischof, die biblische Leh-
re umfasse auch die besondere Für-
sorge für Fremde. Tags darauf dann 
veröffentlichten die amerikanischen 
Bischöfe zur trumpschen Einwande-
rungspolitik eine besondere Erklä-
rung, in der sie ihre „Sorge um die 
Einwanderer hier“ zum Ausdruck 
brachten.  Man sei gegen die „wahl-
lose Massenabschiebung von Men-
schen“, heißt es darin. 

Es ist  das erste Mal seit zwölf Jah-
ren, dass diese  Form der Äußerung 
zum Einsatz kommt. Hier gelang 
Coakley offenbar schon einmal die 
erhoffte Einigkeit: 216 Bischöfe 
stimmten für die Veröffentlichung,  
fünf dagegen, und drei enthielten 
sich. SOFIA DREISBACH

Bischof für die 
Einheit

Fundi-Realo-AfD

Von Jasper von Altenbockum

E
ine Mehrheit der befragten 
Deutschen  scheint es  laut dem 
„Deutschlandtrend“ nicht ab-

zuschrecken, dass die AfD in irgendei-
ner Form die Schmuddelecke verlas-
sen könnte, in die sie verbannt wurde, 
in der sie es sich aber auch gemütlich 
machen durfte.  Der anhaltende Erfolg 
der Partei spricht zudem dafür, dass 
ihr die Gemütlichkeit ihres   Außensei-
terdaseins alles andere als  geschadet 
hat (und dass zahlreiche Befragte zu 
ihren Anhängern gehören). Nur eines 
lässt sich aus all dem nicht folgern: 
dass der bisherige Kurs aller anderen  
Parteien, die AfD streng zu isolieren, 
erfolgreich gewesen wäre.

Tino Chrupalla bekommt nun zu 
spüren, dass die Erfolgsgeschichte der 
AfD auch innerhalb der Partei Spuren 
hinterlässt. Die Devise, die vielen klei-
nen Trumps der Partei könnten tun 
und sagen, was sie wollen, es schade 
ihnen nichts, ist nicht mehr ganz so 
erfolgreich wie früher. Denn je stabi-
ler die Stärke der Partei, desto dringli-
cher die Frage, was sie damit anfan-
gen will. Unüberlegte Spinnerei von 
sich zu geben, ob zu Russland, Putin 
oder zum Deutschtum, wird sie ihrem 
Wunsch nicht näherbringen, auch 
eine Alternative im Sinne von Regie-
rungsverantwortung zu sein. Deshalb 
wird Chrupalla nun für seine Putin- 
und Polen-Parolen aus der Partei kriti-
siert, und Alice Weidel wendet sich 
gegen die Russlandfahrer ihrer Frak-
tion.    Daraus spricht nicht nur ein Ost-
West-Gegensatz in der Partei, son-
dern auch ein Fundi-Realo-Kampf. 
Der Ausgang wird über die Zukunft 
der Partei entscheiden.

Politische Justiz

Von Reinhard Veser

Polens Justiz bleibt ein Spielball der 
Politik – und es ist nicht absehbar, 
dass sich daran in den nächsten Jah-
ren etwas ändern wird. Der Streit 
zwischen der Regierung und Prä -
sident Karol Nawrocki um die Beför-
derung von 46 Richtern ist die Fort -
setzung eines Machtkampfs, der die 
polnische Gerichtsbarkeit auf lange 
Frist immer stärker lähmen kann. Al-
lerdings ist es in diesem Fall so, dass 
die Regierung die Argumentation des 
Präsidenten nicht so einfach als 
rechtswidrig abweisen kann, wie  das 
bei Entscheidungen von Nawrockis 
Vorgänger Andrzej Duda möglich 
war. Theoretisch müssten die Kritiker 
des Umbaus der Justiz durch die rech-
te PiS-Regierung in den Jahren 2015 
bis 2023 dem rechtskonservativen 
Präsidenten      in diesem konkreten Fall 
sogar applaudieren (was Justizminis-
ter Waldemar Żurek ironisch auch 
schon getan hat). 

Denn die Beförderungen wurden 
von jenem durch die PiS politisierten 
Landesjustizrat ausgesprochen, den 
die liberale Hälfte des politischen 
Spektrums in Polen und europäische 
Gerichte aus guten Gründen für ein 
verfassungswidriges Organ halten. 
Doch Nawrocki hat seine Ablehnung 
politisch begründet. Er hat zu ver -
stehen gegeben, dass er in den fünf 
Jahren seiner Amtszeit keine Richter 
ernennen werde, die die politische 
Instrumentalisierung der Justiz 
durch die PiS offen kritisiert haben.  
Der schon beschädigte Rechtsstaat 
wird so weiter geschwächt. 

Welche Staatsform dürte militärische Krisen oder einen Krieg wie in der Ukraine oder
Pandemien besser bewältigen:         Demokratie oder          autoritäre Staatsformen?
(in %)

Herausforderungen für Deutschlands Zukunt
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Stimmen Sie zu, dass wir in Deutschland
alle Herausforderungen gemeinsam
meistern können? („Ja“ in %)

Wie schätzen Sie die Innovationskrat
Deutschlands ein? (in %)
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F
ünf Jahre Ausnahmezustand drü-
cken auf die Stimmung der Men-
schen. Erst die Pandemie, dann 
der Ausbruch des Ukrainekrie-

ges, gefolgt von Energieengpässen, dann 
eine seit Jahrzehnten so nicht gekannte In-
flation und gleichzeitig die zähe Stagna-
tion der Wirtschaft, verschärft durch zu-
nehmenden Protektionismus und geopoli-
tische Spannungen – all das unterminiert 
das Empfinden von Sicherheit und Bere-
chenbarkeit. 

Die große Mehrheit rechnet mittlerweile 
nicht mehr mit einer baldigen Rückkehr zu 
ruhigeren, risikoärmeren Zeiten. Nur kurz 
hofften viele auf eine Stabilisierung der 
Wirtschaft. Seit Mitte des Jahres sind je-
doch Befürchtungen, dass es in den kom-
menden Monaten wirtschaftlich bergab ge-
hen könnte, wieder steil angestiegen, von 
33 Prozent im Juni auf jetzt 47 Prozent. Nur 

eine kleine Minderheit von 14 Prozent hofft 
zurzeit auf einen baldigen Aufschwung. 
Selbst da, wo sich die Lage objektiv ent-
spannt hat, bleibt die Beunruhigung groß: 
Die Inflation beschäftigt die Menschen un-
verändert und verständlicherweise, da sich 
ihre Lebenshaltungskosten durch den zwar 
vorübergehenden, aber heftigen Inflations-
schub nachhaltig erhöht haben.

Nicht nur die wirtschaftlichen Perspekti-
ven werden zurzeit überwiegend pessimis-
tisch gesehen, sondern generell die Zu-
kunft des Landes und das nicht nur auf 
Sicht der nächsten Monate, sondern län-
gerfristig. Nur 30 Prozent sind optimis-
tisch, dass Deutschland sich in den nächs-
ten zehn Jahren positiv entwickeln wird, 41 
Prozent fehlt dieses Zutrauen. Unmittelbar 
nach Ausbruch des Ukrainekrieges war die 
Bevölkerung zwar noch pessimistischer, 
aber der Zukunftsoptimismus verharrt seit 
drei Jahren auf niedrigem Niveau. 

Die Mehrheit glaubt auch nicht daran, 
dass die Lage eigentlich besser ist als die 
Stimmung: Nur jeder Dritte ist davon über-
zeugt, während 43 Prozent widersprechen. 
Dieser Widerspruch kommt vor allem von 
den politischen Rändern: Während unter 
den Anhängern der Mitte-Parteien die 
Überzeugung überwiegt, dass die Stimmung 
schlechter ist als die Lage, vertreten 79 Pro-
zent der AfD-Anhänger und auch 59 Pro-
zent der BSW-Anhänger die Gegenposition. 

 Die deutsche Bevölkerung ist jedoch 
nicht so verzagt, wie es auf den ersten Blick 
scheint. Sie ist skeptisch, ob die Herausfor-
derungen konsequent angegangen werden, 
glaubt mehrheitlich aber durchaus, dass sie 
bewältigbar sind. 51 Prozent glauben fest 
daran, dass „wir in Deutschland alle He-
rausforderungen gemeinsam meistern 
können“, nur 29 Prozent widersprechen 
dezidiert. Die einzige Gruppierung, die 
überzeugt ist, dass sich die Probleme nicht 
bewältigen lassen, sind die Anhänger der 
AfD: 64 Prozent von ihnen glauben nicht, 
dass die Zukunft des Landes überhaupt er-
folgreich gestaltet werden kann.

Die Mehrheit der Bevölkerung ist da-
gegen überzeugt, dass sich viele Probleme 
lösen lassen, wenn sich mehr Optimismus 
breitmacht und die Kräfte gebündelt wer-
den.  Zwei Drittel sind neugierig auf die Zu-
kunft, von den unter Fünfundvierzigjähri-
gen drei Viertel; ebenso viele sind ge-
spannt, was speziell der technologische 
Fortschritt künftig alles bringen und verän-
dern wird. 

Die große Mehrheit glaubt an die Inno-
vationskraft des Landes, ohne dass die 
Fortschritte insbesondere in China und die 
in einigen Bereichen geradezu erdrücken-
de Dominanz der amerikanischen For-
schung und Entwicklung ignoriert würden. 
63 Prozent der Bevölkerung halten die In-
novationskraft Deutschlands auch heute 
für groß, überdurchschnittlich die höheren 
Schichten. Die Vorstellungen, welche 
Branchen besonders innovativ sind, haben 
sich jedoch erheblich verschoben. 

Vor zehn Jahren zählten 80 Prozent der 
Bevölkerung den deutschen Automobil-
bau zu den besonders innovativen Bran-
chen, aktuell nur noch 45 Prozent; auch 
andere Untersuchungen belegen, dass die 
Bevölkerung heute die Qualität und das 
Innovationstempo dieser Branche insbe-
sondere im Vergleich zu China völlig an-
ders bewertet als noch vor einigen Jahren. 
Auch erneuerbare Energien werden heute 
längst nicht mehr in dem Maße als Domä-
ne deutscher Innovationskraft gesehen: 
Vor zehn Jahren schrieben 66 Prozent hier 
Deutschland einen Innovationsvorsprung 
zu, heute noch 48 Prozent. Parallel ist die 
Überzeugung verfallen, dass Deutschland 
in diesen Bereichen weltweit führend ist. 
Vor zehn Jahren galt der deutsche Auto-
mobilbau bei 83 Prozent der Bevölkerung 

als in der Welt führend, heute sind davon 
noch 42 Prozent überzeugt, Tendenz fal-
lend. Die Einschätzung, dass Deutschland 
bei regenerativen Energien zur Weltspitze 
gehört, ist im selben Zeitraum von 59 auf 
27 Prozent verfallen, auch die Position des 
deutschen Maschinenbaus wird heute 
schwächer eingeschätzt, aber deutlich 
stärker als der Automobilsektor.

G
leichzeitig gibt es Branchen, 
denen heute mehr zugetraut 
wird, insbesondere was ihre In-
novationskraft angeht. Das 

sind vor allem die medizinische und die 
pharmazeutische Forschung, begrenzt 
auch die Chemie und die lange in Deutsch-
land stigmatisierte Gentechnologie. So ist 
die Überzeugung, dass die pharmazeuti-
sche Forschung in Deutschland besonders 
innovativ ist, in den vergangenen zehn 
Jahren von 45 auf 60 Prozent gestiegen, 
das Vertrauen in die Innovationskraft der 
Gentechnologie in Deutschland von acht 
auf 22 Prozent. 

Auch die Vorstellungen, welche Ent-
wicklungen für das Land große Chancen 
bieten, zeigen die bemerkenswerte Fokus-
sierung der Bevölkerung auf die Fort-
schritte in der Medizin. 71 Prozent der Be-
völkerung verorten hier große Chancen; 

deutlich geringer wird das Potential von 
Batterietechnologie und Energiespeichern 
gesehen wie auch von Elektromobilität. 
Nur 31 Prozent glauben, dass die Elektro-
mobilität für Deutschland große Chancen 
bietet. Weitaus mehr verspricht sich die 
Bevölkerung von dem zunehmenden Ein-
satz von KI, der mittlerweile nach Über-
zeugung von 50 Prozent der Bürger große 
Chancen bietet. Dieser Anteil ist ange-
sichts einer öffentlichen Diskussion, die 
oft Risiken und die Notwendigkeit von 
Steuerung und Kontrollen betont, bemer-
kenswert hoch.

Große Hoffnungen setzt die Bevölke-
rung auch in die Digitalisierung, insbeson-
dere im staatlichen, aber auch im wirt-
schaftlichen Sektor. 57 Prozent sind über-
zeugt, dass die Digitalisierung der 
Verwaltung große Chancen bedeutet, 46 
Prozent verbinden diese Hoffnung auch 
mit der zunehmenden Digitalisierung in 
der Wirtschaft. In Bezug auf den ange-
strebten Bürokratieabbau, den eine rasche 
Digitalisierung mit vorantreiben kann, 
sind zwei Drittel überzeugt, dass er das 
Land wesentlich voranbringen wird. Da-
gegen wird die Stärkung der Verteidi-
gungsfähigkeit nur von jedem Dritten als 
Chancenszenario gesehen. Gleichzeitig 
hält die Mehrheit diese Stärkung für un-
umgänglich, wie auch das Sondervermö-
gen zu ihrer Finanzierung von der großen 
Mehrheit befürwortet wird. 

Obwohl die meisten skeptisch sind, ob 
die Herausforderungen tatsächlich gemeis-
tert und die Potentiale des Landes gehoben 
werden, hofft die Mehrheit nicht nur auf 
die Innovationskraft des Landes, sondern 
auch auf die Einsicht, dass Veränderungen 
unumgänglich sind. 57 Prozent macht mit 
Blick auf die Zukunft Hoffnung, dass viele 
verstanden haben, dass ein „Weiter-so“ 
keine Option ist. Viele ziehen auch Hoff-
nung aus dem verlässlichen Rechtsstaat, 
dem Reservoir an gut ausgebildeten 
Arbeitskräften, dem Wohlstandsniveau des 
Landes, der sozialen Absicherung, aber 
auch den politischen Plänen für Reformen.

Die Mehrheit möchte hoffen und ist 
überzeugt, dass Deutschland unter seinen 
Möglichkeiten bleibt. Allerdings macht es 
die tägliche Berichterstattung, die sich oft 
mehr auf Probleme statt auf Problemlösun-
gen, mehr auf Fehler als auf Erfolge, mehr 
auf Dissens- als auf Konsensfelder kon-
zentriert, vielen schwer, nicht in Fatalis-
mus zu verfallen. 53 Prozent der Bevölke-
rung halten die tägliche Berichterstattung 
oft für zu negativ, um Vertrauen zuzulas-
sen, dass das Land seine Herausforderun-
gen überhaupt bewältigen kann. 

Wenn dieses Vertrauen jedoch untermi-
niert wird, beschädigt das weitaus mehr 
als nur die Popularität der politisch Ver-
antwortlichen; es greift auch den Rückhalt 
für das politische System an. Zwar bekennt 
sich die große Mehrheit der Bürger zur De-
mokratie. Aber das Vertrauen schwindet, 
dass die Demokratie mit ihren steten 
Kontroversen und mühsamen Abstim-
mungsprozessen den aktuellen Herausfor-
derungen gewachsen ist. 

Nur 50 Prozent der Bevölkerung sind 
überzeugt, dass sich die aktuellen Proble-
me im Rahmen des demokratischen Sys-
tems gut lösen lassen. Insbesondere die 
Bewältigung von militärischen Krisen und 
von Pandemien wird Demokratien heute 
weniger zugetraut als noch vor zwei Jah-
ren. 2023 waren noch 53 Prozent der Be-
völkerung überzeugt, dass Demokratien 
militärische Krisen besser bewältigen kön-
nen als autoritäre Systeme, heute glauben 
das nur noch 44 Prozent. Der Anteil, der 
hier autoritären Systemen mehr zutraut, 
hat sich in diesem kurzen Zeitraum von 14 
auf 31 Prozent mehr als verdoppelt. 

Das Zutrauen, dass Demokratien mit 
Gesundheitsrisiken wie einer Pandemie 
besser umgehen, hat sich in den vergan-
genen zwei Jahren von 57 auf 41 Prozent 
geradezu erdrutschartig verringert. In 
Bezug auf Inflationsbekämpfung traut 
zwar noch die Mehrheit Demokratien 
mehr zu – aber ebenfalls mit sinkender 
Tendenz; dasselbe gilt für den Umgang 
mit Flüchtlingswellen. In jedem dieser 
Fälle trauen AfD-Anhänger autoritären 
Systemen mehr zu als der Demokratie. 

| DEUTSCHE FRAGEN – DEUTSCHE ANTWORTEN |

   Bröckelndes Vertrauen 
  Können Demokratien 
Krisen besser bewältigen? 
Die Zweifel daran wachsen. 

Von Prof. Dr. Renate Köcher 
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Paul COAKLEY Foto KNA

In einem Land, das von harten Gra-
benkämpfen zerrissen ist, strebt Paul 
Coakley nach mehr Geschlossenheit. 
Der siebzig Jahre alte Erzbischof aus 
Oklahoma City war gerade erst zum 
neuen Vorsitzenden der amerikani-
schen Bischofskonferenz gewählt 
worden, da gab er schon ein erstes 
Interview. Es werde immer behaup-
tet, dass die Bischöfe in den Vereinig-
ten Staaten so gespalten und polari-
siert seien. Doch das sei nicht seine 
Erfahrung, sagte Coakley. Es gebe 
viel gegenseitiges Verständnis und 
Unterstützung. Diese „wunderbare 
brüderliche Gemeinschaft“ wolle er 
in den kommenden drei Jahren sicht-
bar machen.

Coakley, der bislang auch  Sekretär 
der Bischofskonferenz war, galt als 
einer der Favoriten für den Posten. In 
Virginia geboren, zog es ihn nach 
einem Studium der englischen Spra-
che und der Altertumswissenschaft 
zum Dienst in der Kirche. 1983 wur-
de er mit 28 Jahren in Wichita zum 
Priester geweiht. Heute zählt Coak-
ley zum konservativeren Flügel der 
amerikanischen Bischöfe. Er ist ein 
entschiedener Verfechter der soge-
nannten Pro-Life-Politik und spricht 
sich strikt gegen Abtreibungen und 
gegen die Todesstrafe aus. Abtrei-
bungen bezeichnete er einmal als das 
„intrinsische Übel“. 

Coakley ist außerdem Berater des 
Napa-Instituts, einer Vereinigung 
konservativer katholischer Füh-
rungsfiguren. Er spricht sich dieser 
Tage gegen Donald Trumps harte 
Migrationspolitik aus, hebt jedoch 
auch hervor, dass Länder ein Recht 
auf den Schutz ihrer Grenzen haben. 

Im Jahr 2018 geriet Coakley in die 
Kritik, weil er einen Brief des  frühe-
ren vatikanischen Botschafters in 
den Vereinigten Staaten Erzbischof  
Carlo Maria Vigano unterstützt hat-
te, in dem dieser Papst Franziskus 
vorwarf, sexuelle Übergriffe des 
amerikanischen Kardinals Theodore 
McCarrick ignoriert zu haben.  Nach-
dem Vigano   später auch Franziskus’  
Legitimität anzweifelte, wurde er 
2024 exkommuniziert. Im jüngsten 
Interview sagte Coakley, diese Ein-
stellung Viganos sei ihm nicht be-
kannt gewesen. 

Am Tag seiner Wahl am Dienstag 
sagte der Bischof, die biblische Leh-
re umfasse auch die besondere Für-
sorge für Fremde. Tags darauf dann 
veröffentlichten die amerikanischen 
Bischöfe zur trumpschen Einwande-
rungspolitik eine besondere Erklä-
rung, in der sie ihre „Sorge um die 
Einwanderer hier“ zum Ausdruck 
brachten.  Man sei gegen die „wahl-
lose Massenabschiebung von Men-
schen“, heißt es darin. 

Es ist  das erste Mal seit zwölf Jah-
ren, dass diese  Form der Äußerung 
zum Einsatz kommt. Hier gelang 
Coakley offenbar schon einmal die 
erhoffte Einigkeit: 216 Bischöfe 
stimmten für die Veröffentlichung,  
fünf dagegen, und drei enthielten 
sich. SOFIA DREISBACH

Bischof für die 
Einheit

Fundi-Realo-AfD

Von Jasper von Altenbockum

E
ine Mehrheit der befragten 
Deutschen  scheint es  laut dem 
„Deutschlandtrend“ nicht ab-

zuschrecken, dass die AfD in irgendei-
ner Form die Schmuddelecke verlas-
sen könnte, in die sie verbannt wurde, 
in der sie es sich aber auch gemütlich 
machen durfte.  Der anhaltende Erfolg 
der Partei spricht zudem dafür, dass 
ihr die Gemütlichkeit ihres   Außensei-
terdaseins alles andere als  geschadet 
hat (und dass zahlreiche Befragte zu 
ihren Anhängern gehören). Nur eines 
lässt sich aus all dem nicht folgern: 
dass der bisherige Kurs aller anderen  
Parteien, die AfD streng zu isolieren, 
erfolgreich gewesen wäre.

Tino Chrupalla bekommt nun zu 
spüren, dass die Erfolgsgeschichte der 
AfD auch innerhalb der Partei Spuren 
hinterlässt. Die Devise, die vielen klei-
nen Trumps der Partei könnten tun 
und sagen, was sie wollen, es schade 
ihnen nichts, ist nicht mehr ganz so 
erfolgreich wie früher. Denn je stabi-
ler die Stärke der Partei, desto dringli-
cher die Frage, was sie damit anfan-
gen will. Unüberlegte Spinnerei von 
sich zu geben, ob zu Russland, Putin 
oder zum Deutschtum, wird sie ihrem 
Wunsch nicht näherbringen, auch 
eine Alternative im Sinne von Regie-
rungsverantwortung zu sein. Deshalb 
wird Chrupalla nun für seine Putin- 
und Polen-Parolen aus der Partei kriti-
siert, und Alice Weidel wendet sich 
gegen die Russlandfahrer ihrer Frak-
tion.    Daraus spricht nicht nur ein Ost-
West-Gegensatz in der Partei, son-
dern auch ein Fundi-Realo-Kampf. 
Der Ausgang wird über die Zukunft 
der Partei entscheiden.

Politische Justiz

Von Reinhard Veser

Polens Justiz bleibt ein Spielball der 
Politik – und es ist nicht absehbar, 
dass sich daran in den nächsten Jah-
ren etwas ändern wird. Der Streit 
zwischen der Regierung und Prä -
sident Karol Nawrocki um die Beför-
derung von 46 Richtern ist die Fort -
setzung eines Machtkampfs, der die 
polnische Gerichtsbarkeit auf lange 
Frist immer stärker lähmen kann. Al-
lerdings ist es in diesem Fall so, dass 
die Regierung die Argumentation des 
Präsidenten nicht so einfach als 
rechtswidrig abweisen kann, wie  das 
bei Entscheidungen von Nawrockis 
Vorgänger Andrzej Duda möglich 
war. Theoretisch müssten die Kritiker 
des Umbaus der Justiz durch die rech-
te PiS-Regierung in den Jahren 2015 
bis 2023 dem rechtskonservativen 
Präsidenten      in diesem konkreten Fall 
sogar applaudieren (was Justizminis-
ter Waldemar Żurek ironisch auch 
schon getan hat). 

Denn die Beförderungen wurden 
von jenem durch die PiS politisierten 
Landesjustizrat ausgesprochen, den 
die liberale Hälfte des politischen 
Spektrums in Polen und europäische 
Gerichte aus guten Gründen für ein 
verfassungswidriges Organ halten. 
Doch Nawrocki hat seine Ablehnung 
politisch begründet. Er hat zu ver -
stehen gegeben, dass er in den fünf 
Jahren seiner Amtszeit keine Richter 
ernennen werde, die die politische 
Instrumentalisierung der Justiz 
durch die PiS offen kritisiert haben.  
Der schon beschädigte Rechtsstaat 
wird so weiter geschwächt. 
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Pandemien besser bewältigen:         Demokratie oder          autoritäre Staatsformen?
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Stimmen Sie zu, dass wir in Deutschland
alle Herausforderungen gemeinsam
meistern können? („Ja“ in %)

Wie schätzen Sie die Innovationskrat
Deutschlands ein? (in %)
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Weniger gut

Unentschieden
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F
ünf Jahre Ausnahmezustand drü-
cken auf die Stimmung der Men-
schen. Erst die Pandemie, dann 
der Ausbruch des Ukrainekrie-

ges, gefolgt von Energieengpässen, dann 
eine seit Jahrzehnten so nicht gekannte In-
flation und gleichzeitig die zähe Stagna-
tion der Wirtschaft, verschärft durch zu-
nehmenden Protektionismus und geopoli-
tische Spannungen – all das unterminiert 
das Empfinden von Sicherheit und Bere-
chenbarkeit. 

Die große Mehrheit rechnet mittlerweile 
nicht mehr mit einer baldigen Rückkehr zu 
ruhigeren, risikoärmeren Zeiten. Nur kurz 
hofften viele auf eine Stabilisierung der 
Wirtschaft. Seit Mitte des Jahres sind je-
doch Befürchtungen, dass es in den kom-
menden Monaten wirtschaftlich bergab ge-
hen könnte, wieder steil angestiegen, von 
33 Prozent im Juni auf jetzt 47 Prozent. Nur 

eine kleine Minderheit von 14 Prozent hofft 
zurzeit auf einen baldigen Aufschwung. 
Selbst da, wo sich die Lage objektiv ent-
spannt hat, bleibt die Beunruhigung groß: 
Die Inflation beschäftigt die Menschen un-
verändert und verständlicherweise, da sich 
ihre Lebenshaltungskosten durch den zwar 
vorübergehenden, aber heftigen Inflations-
schub nachhaltig erhöht haben.

Nicht nur die wirtschaftlichen Perspekti-
ven werden zurzeit überwiegend pessimis-
tisch gesehen, sondern generell die Zu-
kunft des Landes und das nicht nur auf 
Sicht der nächsten Monate, sondern län-
gerfristig. Nur 30 Prozent sind optimis-
tisch, dass Deutschland sich in den nächs-
ten zehn Jahren positiv entwickeln wird, 41 
Prozent fehlt dieses Zutrauen. Unmittelbar 
nach Ausbruch des Ukrainekrieges war die 
Bevölkerung zwar noch pessimistischer, 
aber der Zukunftsoptimismus verharrt seit 
drei Jahren auf niedrigem Niveau. 

Die Mehrheit glaubt auch nicht daran, 
dass die Lage eigentlich besser ist als die 
Stimmung: Nur jeder Dritte ist davon über-
zeugt, während 43 Prozent widersprechen. 
Dieser Widerspruch kommt vor allem von 
den politischen Rändern: Während unter 
den Anhängern der Mitte-Parteien die 
Überzeugung überwiegt, dass die Stimmung 
schlechter ist als die Lage, vertreten 79 Pro-
zent der AfD-Anhänger und auch 59 Pro-
zent der BSW-Anhänger die Gegenposition. 

 Die deutsche Bevölkerung ist jedoch 
nicht so verzagt, wie es auf den ersten Blick 
scheint. Sie ist skeptisch, ob die Herausfor-
derungen konsequent angegangen werden, 
glaubt mehrheitlich aber durchaus, dass sie 
bewältigbar sind. 51 Prozent glauben fest 
daran, dass „wir in Deutschland alle He-
rausforderungen gemeinsam meistern 
können“, nur 29 Prozent widersprechen 
dezidiert. Die einzige Gruppierung, die 
überzeugt ist, dass sich die Probleme nicht 
bewältigen lassen, sind die Anhänger der 
AfD: 64 Prozent von ihnen glauben nicht, 
dass die Zukunft des Landes überhaupt er-
folgreich gestaltet werden kann.

Die Mehrheit der Bevölkerung ist da-
gegen überzeugt, dass sich viele Probleme 
lösen lassen, wenn sich mehr Optimismus 
breitmacht und die Kräfte gebündelt wer-
den.  Zwei Drittel sind neugierig auf die Zu-
kunft, von den unter Fünfundvierzigjähri-
gen drei Viertel; ebenso viele sind ge-
spannt, was speziell der technologische 
Fortschritt künftig alles bringen und verän-
dern wird. 

Die große Mehrheit glaubt an die Inno-
vationskraft des Landes, ohne dass die 
Fortschritte insbesondere in China und die 
in einigen Bereichen geradezu erdrücken-
de Dominanz der amerikanischen For-
schung und Entwicklung ignoriert würden. 
63 Prozent der Bevölkerung halten die In-
novationskraft Deutschlands auch heute 
für groß, überdurchschnittlich die höheren 
Schichten. Die Vorstellungen, welche 
Branchen besonders innovativ sind, haben 
sich jedoch erheblich verschoben. 

Vor zehn Jahren zählten 80 Prozent der 
Bevölkerung den deutschen Automobil-
bau zu den besonders innovativen Bran-
chen, aktuell nur noch 45 Prozent; auch 
andere Untersuchungen belegen, dass die 
Bevölkerung heute die Qualität und das 
Innovationstempo dieser Branche insbe-
sondere im Vergleich zu China völlig an-
ders bewertet als noch vor einigen Jahren. 
Auch erneuerbare Energien werden heute 
längst nicht mehr in dem Maße als Domä-
ne deutscher Innovationskraft gesehen: 
Vor zehn Jahren schrieben 66 Prozent hier 
Deutschland einen Innovationsvorsprung 
zu, heute noch 48 Prozent. Parallel ist die 
Überzeugung verfallen, dass Deutschland 
in diesen Bereichen weltweit führend ist. 
Vor zehn Jahren galt der deutsche Auto-
mobilbau bei 83 Prozent der Bevölkerung 

als in der Welt führend, heute sind davon 
noch 42 Prozent überzeugt, Tendenz fal-
lend. Die Einschätzung, dass Deutschland 
bei regenerativen Energien zur Weltspitze 
gehört, ist im selben Zeitraum von 59 auf 
27 Prozent verfallen, auch die Position des 
deutschen Maschinenbaus wird heute 
schwächer eingeschätzt, aber deutlich 
stärker als der Automobilsektor.

G
leichzeitig gibt es Branchen, 
denen heute mehr zugetraut 
wird, insbesondere was ihre In-
novationskraft angeht. Das 

sind vor allem die medizinische und die 
pharmazeutische Forschung, begrenzt 
auch die Chemie und die lange in Deutsch-
land stigmatisierte Gentechnologie. So ist 
die Überzeugung, dass die pharmazeuti-
sche Forschung in Deutschland besonders 
innovativ ist, in den vergangenen zehn 
Jahren von 45 auf 60 Prozent gestiegen, 
das Vertrauen in die Innovationskraft der 
Gentechnologie in Deutschland von acht 
auf 22 Prozent. 

Auch die Vorstellungen, welche Ent-
wicklungen für das Land große Chancen 
bieten, zeigen die bemerkenswerte Fokus-
sierung der Bevölkerung auf die Fort-
schritte in der Medizin. 71 Prozent der Be-
völkerung verorten hier große Chancen; 

deutlich geringer wird das Potential von 
Batterietechnologie und Energiespeichern 
gesehen wie auch von Elektromobilität. 
Nur 31 Prozent glauben, dass die Elektro-
mobilität für Deutschland große Chancen 
bietet. Weitaus mehr verspricht sich die 
Bevölkerung von dem zunehmenden Ein-
satz von KI, der mittlerweile nach Über-
zeugung von 50 Prozent der Bürger große 
Chancen bietet. Dieser Anteil ist ange-
sichts einer öffentlichen Diskussion, die 
oft Risiken und die Notwendigkeit von 
Steuerung und Kontrollen betont, bemer-
kenswert hoch.

Große Hoffnungen setzt die Bevölke-
rung auch in die Digitalisierung, insbeson-
dere im staatlichen, aber auch im wirt-
schaftlichen Sektor. 57 Prozent sind über-
zeugt, dass die Digitalisierung der 
Verwaltung große Chancen bedeutet, 46 
Prozent verbinden diese Hoffnung auch 
mit der zunehmenden Digitalisierung in 
der Wirtschaft. In Bezug auf den ange-
strebten Bürokratieabbau, den eine rasche 
Digitalisierung mit vorantreiben kann, 
sind zwei Drittel überzeugt, dass er das 
Land wesentlich voranbringen wird. Da-
gegen wird die Stärkung der Verteidi-
gungsfähigkeit nur von jedem Dritten als 
Chancenszenario gesehen. Gleichzeitig 
hält die Mehrheit diese Stärkung für un-
umgänglich, wie auch das Sondervermö-
gen zu ihrer Finanzierung von der großen 
Mehrheit befürwortet wird. 

Obwohl die meisten skeptisch sind, ob 
die Herausforderungen tatsächlich gemeis-
tert und die Potentiale des Landes gehoben 
werden, hofft die Mehrheit nicht nur auf 
die Innovationskraft des Landes, sondern 
auch auf die Einsicht, dass Veränderungen 
unumgänglich sind. 57 Prozent macht mit 
Blick auf die Zukunft Hoffnung, dass viele 
verstanden haben, dass ein „Weiter-so“ 
keine Option ist. Viele ziehen auch Hoff-
nung aus dem verlässlichen Rechtsstaat, 
dem Reservoir an gut ausgebildeten 
Arbeitskräften, dem Wohlstandsniveau des 
Landes, der sozialen Absicherung, aber 
auch den politischen Plänen für Reformen.

Die Mehrheit möchte hoffen und ist 
überzeugt, dass Deutschland unter seinen 
Möglichkeiten bleibt. Allerdings macht es 
die tägliche Berichterstattung, die sich oft 
mehr auf Probleme statt auf Problemlösun-
gen, mehr auf Fehler als auf Erfolge, mehr 
auf Dissens- als auf Konsensfelder kon-
zentriert, vielen schwer, nicht in Fatalis-
mus zu verfallen. 53 Prozent der Bevölke-
rung halten die tägliche Berichterstattung 
oft für zu negativ, um Vertrauen zuzulas-
sen, dass das Land seine Herausforderun-
gen überhaupt bewältigen kann. 

Wenn dieses Vertrauen jedoch untermi-
niert wird, beschädigt das weitaus mehr 
als nur die Popularität der politisch Ver-
antwortlichen; es greift auch den Rückhalt 
für das politische System an. Zwar bekennt 
sich die große Mehrheit der Bürger zur De-
mokratie. Aber das Vertrauen schwindet, 
dass die Demokratie mit ihren steten 
Kontroversen und mühsamen Abstim-
mungsprozessen den aktuellen Herausfor-
derungen gewachsen ist. 

Nur 50 Prozent der Bevölkerung sind 
überzeugt, dass sich die aktuellen Proble-
me im Rahmen des demokratischen Sys-
tems gut lösen lassen. Insbesondere die 
Bewältigung von militärischen Krisen und 
von Pandemien wird Demokratien heute 
weniger zugetraut als noch vor zwei Jah-
ren. 2023 waren noch 53 Prozent der Be-
völkerung überzeugt, dass Demokratien 
militärische Krisen besser bewältigen kön-
nen als autoritäre Systeme, heute glauben 
das nur noch 44 Prozent. Der Anteil, der 
hier autoritären Systemen mehr zutraut, 
hat sich in diesem kurzen Zeitraum von 14 
auf 31 Prozent mehr als verdoppelt. 

Das Zutrauen, dass Demokratien mit 
Gesundheitsrisiken wie einer Pandemie 
besser umgehen, hat sich in den vergan-
genen zwei Jahren von 57 auf 41 Prozent 
geradezu erdrutschartig verringert. In 
Bezug auf Inflationsbekämpfung traut 
zwar noch die Mehrheit Demokratien 
mehr zu – aber ebenfalls mit sinkender 
Tendenz; dasselbe gilt für den Umgang 
mit Flüchtlingswellen. In jedem dieser 
Fälle trauen AfD-Anhänger autoritären 
Systemen mehr zu als der Demokratie. 

| DEUTSCHE FRAGEN – DEUTSCHE ANTWORTEN |

   Bröckelndes Vertrauen 
  Können Demokratien 
Krisen besser bewältigen? 
Die Zweifel daran wachsen. 

Von Prof. Dr. Renate Köcher 
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Paul COAKLEY Foto KNA

In einem Land, das von harten Gra-
benkämpfen zerrissen ist, strebt Paul 
Coakley nach mehr Geschlossenheit. 
Der siebzig Jahre alte Erzbischof aus 
Oklahoma City war gerade erst zum 
neuen Vorsitzenden der amerikani-
schen Bischofskonferenz gewählt 
worden, da gab er schon ein erstes 
Interview. Es werde immer behaup-
tet, dass die Bischöfe in den Vereinig-
ten Staaten so gespalten und polari-
siert seien. Doch das sei nicht seine 
Erfahrung, sagte Coakley. Es gebe 
viel gegenseitiges Verständnis und 
Unterstützung. Diese „wunderbare 
brüderliche Gemeinschaft“ wolle er 
in den kommenden drei Jahren sicht-
bar machen.

Coakley, der bislang auch  Sekretär 
der Bischofskonferenz war, galt als 
einer der Favoriten für den Posten. In 
Virginia geboren, zog es ihn nach 
einem Studium der englischen Spra-
che und der Altertumswissenschaft 
zum Dienst in der Kirche. 1983 wur-
de er mit 28 Jahren in Wichita zum 
Priester geweiht. Heute zählt Coak-
ley zum konservativeren Flügel der 
amerikanischen Bischöfe. Er ist ein 
entschiedener Verfechter der soge-
nannten Pro-Life-Politik und spricht 
sich strikt gegen Abtreibungen und 
gegen die Todesstrafe aus. Abtrei-
bungen bezeichnete er einmal als das 
„intrinsische Übel“. 

Coakley ist außerdem Berater des 
Napa-Instituts, einer Vereinigung 
konservativer katholischer Füh-
rungsfiguren. Er spricht sich dieser 
Tage gegen Donald Trumps harte 
Migrationspolitik aus, hebt jedoch 
auch hervor, dass Länder ein Recht 
auf den Schutz ihrer Grenzen haben. 

Im Jahr 2018 geriet Coakley in die 
Kritik, weil er einen Brief des  frühe-
ren vatikanischen Botschafters in 
den Vereinigten Staaten Erzbischof  
Carlo Maria Vigano unterstützt hat-
te, in dem dieser Papst Franziskus 
vorwarf, sexuelle Übergriffe des 
amerikanischen Kardinals Theodore 
McCarrick ignoriert zu haben.  Nach-
dem Vigano   später auch Franziskus’  
Legitimität anzweifelte, wurde er 
2024 exkommuniziert. Im jüngsten 
Interview sagte Coakley, diese Ein-
stellung Viganos sei ihm nicht be-
kannt gewesen. 

Am Tag seiner Wahl am Dienstag 
sagte der Bischof, die biblische Leh-
re umfasse auch die besondere Für-
sorge für Fremde. Tags darauf dann 
veröffentlichten die amerikanischen 
Bischöfe zur trumpschen Einwande-
rungspolitik eine besondere Erklä-
rung, in der sie ihre „Sorge um die 
Einwanderer hier“ zum Ausdruck 
brachten.  Man sei gegen die „wahl-
lose Massenabschiebung von Men-
schen“, heißt es darin. 

Es ist  das erste Mal seit zwölf Jah-
ren, dass diese  Form der Äußerung 
zum Einsatz kommt. Hier gelang 
Coakley offenbar schon einmal die 
erhoffte Einigkeit: 216 Bischöfe 
stimmten für die Veröffentlichung,  
fünf dagegen, und drei enthielten 
sich. SOFIA DREISBACH

Bischof für die 
Einheit

Fundi-Realo-AfD

Von Jasper von Altenbockum

E
ine Mehrheit der befragten 
Deutschen  scheint es  laut dem 
„Deutschlandtrend“ nicht ab-

zuschrecken, dass die AfD in irgendei-
ner Form die Schmuddelecke verlas-
sen könnte, in die sie verbannt wurde, 
in der sie es sich aber auch gemütlich 
machen durfte.  Der anhaltende Erfolg 
der Partei spricht zudem dafür, dass 
ihr die Gemütlichkeit ihres   Außensei-
terdaseins alles andere als  geschadet 
hat (und dass zahlreiche Befragte zu 
ihren Anhängern gehören). Nur eines 
lässt sich aus all dem nicht folgern: 
dass der bisherige Kurs aller anderen  
Parteien, die AfD streng zu isolieren, 
erfolgreich gewesen wäre.

Tino Chrupalla bekommt nun zu 
spüren, dass die Erfolgsgeschichte der 
AfD auch innerhalb der Partei Spuren 
hinterlässt. Die Devise, die vielen klei-
nen Trumps der Partei könnten tun 
und sagen, was sie wollen, es schade 
ihnen nichts, ist nicht mehr ganz so 
erfolgreich wie früher. Denn je stabi-
ler die Stärke der Partei, desto dringli-
cher die Frage, was sie damit anfan-
gen will. Unüberlegte Spinnerei von 
sich zu geben, ob zu Russland, Putin 
oder zum Deutschtum, wird sie ihrem 
Wunsch nicht näherbringen, auch 
eine Alternative im Sinne von Regie-
rungsverantwortung zu sein. Deshalb 
wird Chrupalla nun für seine Putin- 
und Polen-Parolen aus der Partei kriti-
siert, und Alice Weidel wendet sich 
gegen die Russlandfahrer ihrer Frak-
tion.    Daraus spricht nicht nur ein Ost-
West-Gegensatz in der Partei, son-
dern auch ein Fundi-Realo-Kampf. 
Der Ausgang wird über die Zukunft 
der Partei entscheiden.

Politische Justiz

Von Reinhard Veser

Polens Justiz bleibt ein Spielball der 
Politik – und es ist nicht absehbar, 
dass sich daran in den nächsten Jah-
ren etwas ändern wird. Der Streit 
zwischen der Regierung und Prä -
sident Karol Nawrocki um die Beför-
derung von 46 Richtern ist die Fort -
setzung eines Machtkampfs, der die 
polnische Gerichtsbarkeit auf lange 
Frist immer stärker lähmen kann. Al-
lerdings ist es in diesem Fall so, dass 
die Regierung die Argumentation des 
Präsidenten nicht so einfach als 
rechtswidrig abweisen kann, wie  das 
bei Entscheidungen von Nawrockis 
Vorgänger Andrzej Duda möglich 
war. Theoretisch müssten die Kritiker 
des Umbaus der Justiz durch die rech-
te PiS-Regierung in den Jahren 2015 
bis 2023 dem rechtskonservativen 
Präsidenten      in diesem konkreten Fall 
sogar applaudieren (was Justizminis-
ter Waldemar Żurek ironisch auch 
schon getan hat). 

Denn die Beförderungen wurden 
von jenem durch die PiS politisierten 
Landesjustizrat ausgesprochen, den 
die liberale Hälfte des politischen 
Spektrums in Polen und europäische 
Gerichte aus guten Gründen für ein 
verfassungswidriges Organ halten. 
Doch Nawrocki hat seine Ablehnung 
politisch begründet. Er hat zu ver -
stehen gegeben, dass er in den fünf 
Jahren seiner Amtszeit keine Richter 
ernennen werde, die die politische 
Instrumentalisierung der Justiz 
durch die PiS offen kritisiert haben.  
Der schon beschädigte Rechtsstaat 
wird so weiter geschwächt. 

Welche Staatsform dürte militärische Krisen oder einen Krieg wie in der Ukraine oder
Pandemien besser bewältigen:         Demokratie oder          autoritäre Staatsformen?
(in %)

Herausforderungen für Deutschlands Zukunt
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F
ünf Jahre Ausnahmezustand drü-
cken auf die Stimmung der Men-
schen. Erst die Pandemie, dann 
der Ausbruch des Ukrainekrie-

ges, gefolgt von Energieengpässen, dann 
eine seit Jahrzehnten so nicht gekannte In-
flation und gleichzeitig die zähe Stagna-
tion der Wirtschaft, verschärft durch zu-
nehmenden Protektionismus und geopoli-
tische Spannungen – all das unterminiert 
das Empfinden von Sicherheit und Bere-
chenbarkeit. 

Die große Mehrheit rechnet mittlerweile 
nicht mehr mit einer baldigen Rückkehr zu 
ruhigeren, risikoärmeren Zeiten. Nur kurz 
hofften viele auf eine Stabilisierung der 
Wirtschaft. Seit Mitte des Jahres sind je-
doch Befürchtungen, dass es in den kom-
menden Monaten wirtschaftlich bergab ge-
hen könnte, wieder steil angestiegen, von 
33 Prozent im Juni auf jetzt 47 Prozent. Nur 

eine kleine Minderheit von 14 Prozent hofft 
zurzeit auf einen baldigen Aufschwung. 
Selbst da, wo sich die Lage objektiv ent-
spannt hat, bleibt die Beunruhigung groß: 
Die Inflation beschäftigt die Menschen un-
verändert und verständlicherweise, da sich 
ihre Lebenshaltungskosten durch den zwar 
vorübergehenden, aber heftigen Inflations-
schub nachhaltig erhöht haben.

Nicht nur die wirtschaftlichen Perspekti-
ven werden zurzeit überwiegend pessimis-
tisch gesehen, sondern generell die Zu-
kunft des Landes und das nicht nur auf 
Sicht der nächsten Monate, sondern län-
gerfristig. Nur 30 Prozent sind optimis-
tisch, dass Deutschland sich in den nächs-
ten zehn Jahren positiv entwickeln wird, 41 
Prozent fehlt dieses Zutrauen. Unmittelbar 
nach Ausbruch des Ukrainekrieges war die 
Bevölkerung zwar noch pessimistischer, 
aber der Zukunftsoptimismus verharrt seit 
drei Jahren auf niedrigem Niveau. 

Die Mehrheit glaubt auch nicht daran, 
dass die Lage eigentlich besser ist als die 
Stimmung: Nur jeder Dritte ist davon über-
zeugt, während 43 Prozent widersprechen. 
Dieser Widerspruch kommt vor allem von 
den politischen Rändern: Während unter 
den Anhängern der Mitte-Parteien die 
Überzeugung überwiegt, dass die Stimmung 
schlechter ist als die Lage, vertreten 79 Pro-
zent der AfD-Anhänger und auch 59 Pro-
zent der BSW-Anhänger die Gegenposition. 

 Die deutsche Bevölkerung ist jedoch 
nicht so verzagt, wie es auf den ersten Blick 
scheint. Sie ist skeptisch, ob die Herausfor-
derungen konsequent angegangen werden, 
glaubt mehrheitlich aber durchaus, dass sie 
bewältigbar sind. 51 Prozent glauben fest 
daran, dass „wir in Deutschland alle He-
rausforderungen gemeinsam meistern 
können“, nur 29 Prozent widersprechen 
dezidiert. Die einzige Gruppierung, die 
überzeugt ist, dass sich die Probleme nicht 
bewältigen lassen, sind die Anhänger der 
AfD: 64 Prozent von ihnen glauben nicht, 
dass die Zukunft des Landes überhaupt er-
folgreich gestaltet werden kann.

Die Mehrheit der Bevölkerung ist da-
gegen überzeugt, dass sich viele Probleme 
lösen lassen, wenn sich mehr Optimismus 
breitmacht und die Kräfte gebündelt wer-
den.  Zwei Drittel sind neugierig auf die Zu-
kunft, von den unter Fünfundvierzigjähri-
gen drei Viertel; ebenso viele sind ge-
spannt, was speziell der technologische 
Fortschritt künftig alles bringen und verän-
dern wird. 

Die große Mehrheit glaubt an die Inno-
vationskraft des Landes, ohne dass die 
Fortschritte insbesondere in China und die 
in einigen Bereichen geradezu erdrücken-
de Dominanz der amerikanischen For-
schung und Entwicklung ignoriert würden. 
63 Prozent der Bevölkerung halten die In-
novationskraft Deutschlands auch heute 
für groß, überdurchschnittlich die höheren 
Schichten. Die Vorstellungen, welche 
Branchen besonders innovativ sind, haben 
sich jedoch erheblich verschoben. 

Vor zehn Jahren zählten 80 Prozent der 
Bevölkerung den deutschen Automobil-
bau zu den besonders innovativen Bran-
chen, aktuell nur noch 45 Prozent; auch 
andere Untersuchungen belegen, dass die 
Bevölkerung heute die Qualität und das 
Innovationstempo dieser Branche insbe-
sondere im Vergleich zu China völlig an-
ders bewertet als noch vor einigen Jahren. 
Auch erneuerbare Energien werden heute 
längst nicht mehr in dem Maße als Domä-
ne deutscher Innovationskraft gesehen: 
Vor zehn Jahren schrieben 66 Prozent hier 
Deutschland einen Innovationsvorsprung 
zu, heute noch 48 Prozent. Parallel ist die 
Überzeugung verfallen, dass Deutschland 
in diesen Bereichen weltweit führend ist. 
Vor zehn Jahren galt der deutsche Auto-
mobilbau bei 83 Prozent der Bevölkerung 

als in der Welt führend, heute sind davon 
noch 42 Prozent überzeugt, Tendenz fal-
lend. Die Einschätzung, dass Deutschland 
bei regenerativen Energien zur Weltspitze 
gehört, ist im selben Zeitraum von 59 auf 
27 Prozent verfallen, auch die Position des 
deutschen Maschinenbaus wird heute 
schwächer eingeschätzt, aber deutlich 
stärker als der Automobilsektor.

G
leichzeitig gibt es Branchen, 
denen heute mehr zugetraut 
wird, insbesondere was ihre In-
novationskraft angeht. Das 

sind vor allem die medizinische und die 
pharmazeutische Forschung, begrenzt 
auch die Chemie und die lange in Deutsch-
land stigmatisierte Gentechnologie. So ist 
die Überzeugung, dass die pharmazeuti-
sche Forschung in Deutschland besonders 
innovativ ist, in den vergangenen zehn 
Jahren von 45 auf 60 Prozent gestiegen, 
das Vertrauen in die Innovationskraft der 
Gentechnologie in Deutschland von acht 
auf 22 Prozent. 

Auch die Vorstellungen, welche Ent-
wicklungen für das Land große Chancen 
bieten, zeigen die bemerkenswerte Fokus-
sierung der Bevölkerung auf die Fort-
schritte in der Medizin. 71 Prozent der Be-
völkerung verorten hier große Chancen; 

deutlich geringer wird das Potential von 
Batterietechnologie und Energiespeichern 
gesehen wie auch von Elektromobilität. 
Nur 31 Prozent glauben, dass die Elektro-
mobilität für Deutschland große Chancen 
bietet. Weitaus mehr verspricht sich die 
Bevölkerung von dem zunehmenden Ein-
satz von KI, der mittlerweile nach Über-
zeugung von 50 Prozent der Bürger große 
Chancen bietet. Dieser Anteil ist ange-
sichts einer öffentlichen Diskussion, die 
oft Risiken und die Notwendigkeit von 
Steuerung und Kontrollen betont, bemer-
kenswert hoch.

Große Hoffnungen setzt die Bevölke-
rung auch in die Digitalisierung, insbeson-
dere im staatlichen, aber auch im wirt-
schaftlichen Sektor. 57 Prozent sind über-
zeugt, dass die Digitalisierung der 
Verwaltung große Chancen bedeutet, 46 
Prozent verbinden diese Hoffnung auch 
mit der zunehmenden Digitalisierung in 
der Wirtschaft. In Bezug auf den ange-
strebten Bürokratieabbau, den eine rasche 
Digitalisierung mit vorantreiben kann, 
sind zwei Drittel überzeugt, dass er das 
Land wesentlich voranbringen wird. Da-
gegen wird die Stärkung der Verteidi-
gungsfähigkeit nur von jedem Dritten als 
Chancenszenario gesehen. Gleichzeitig 
hält die Mehrheit diese Stärkung für un-
umgänglich, wie auch das Sondervermö-
gen zu ihrer Finanzierung von der großen 
Mehrheit befürwortet wird. 

Obwohl die meisten skeptisch sind, ob 
die Herausforderungen tatsächlich gemeis-
tert und die Potentiale des Landes gehoben 
werden, hofft die Mehrheit nicht nur auf 
die Innovationskraft des Landes, sondern 
auch auf die Einsicht, dass Veränderungen 
unumgänglich sind. 57 Prozent macht mit 
Blick auf die Zukunft Hoffnung, dass viele 
verstanden haben, dass ein „Weiter-so“ 
keine Option ist. Viele ziehen auch Hoff-
nung aus dem verlässlichen Rechtsstaat, 
dem Reservoir an gut ausgebildeten 
Arbeitskräften, dem Wohlstandsniveau des 
Landes, der sozialen Absicherung, aber 
auch den politischen Plänen für Reformen.

Die Mehrheit möchte hoffen und ist 
überzeugt, dass Deutschland unter seinen 
Möglichkeiten bleibt. Allerdings macht es 
die tägliche Berichterstattung, die sich oft 
mehr auf Probleme statt auf Problemlösun-
gen, mehr auf Fehler als auf Erfolge, mehr 
auf Dissens- als auf Konsensfelder kon-
zentriert, vielen schwer, nicht in Fatalis-
mus zu verfallen. 53 Prozent der Bevölke-
rung halten die tägliche Berichterstattung 
oft für zu negativ, um Vertrauen zuzulas-
sen, dass das Land seine Herausforderun-
gen überhaupt bewältigen kann. 

Wenn dieses Vertrauen jedoch untermi-
niert wird, beschädigt das weitaus mehr 
als nur die Popularität der politisch Ver-
antwortlichen; es greift auch den Rückhalt 
für das politische System an. Zwar bekennt 
sich die große Mehrheit der Bürger zur De-
mokratie. Aber das Vertrauen schwindet, 
dass die Demokratie mit ihren steten 
Kontroversen und mühsamen Abstim-
mungsprozessen den aktuellen Herausfor-
derungen gewachsen ist. 

Nur 50 Prozent der Bevölkerung sind 
überzeugt, dass sich die aktuellen Proble-
me im Rahmen des demokratischen Sys-
tems gut lösen lassen. Insbesondere die 
Bewältigung von militärischen Krisen und 
von Pandemien wird Demokratien heute 
weniger zugetraut als noch vor zwei Jah-
ren. 2023 waren noch 53 Prozent der Be-
völkerung überzeugt, dass Demokratien 
militärische Krisen besser bewältigen kön-
nen als autoritäre Systeme, heute glauben 
das nur noch 44 Prozent. Der Anteil, der 
hier autoritären Systemen mehr zutraut, 
hat sich in diesem kurzen Zeitraum von 14 
auf 31 Prozent mehr als verdoppelt. 

Das Zutrauen, dass Demokratien mit 
Gesundheitsrisiken wie einer Pandemie 
besser umgehen, hat sich in den vergan-
genen zwei Jahren von 57 auf 41 Prozent 
geradezu erdrutschartig verringert. In 
Bezug auf Inflationsbekämpfung traut 
zwar noch die Mehrheit Demokratien 
mehr zu – aber ebenfalls mit sinkender 
Tendenz; dasselbe gilt für den Umgang 
mit Flüchtlingswellen. In jedem dieser 
Fälle trauen AfD-Anhänger autoritären 
Systemen mehr zu als der Demokratie. 
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   Bröckelndes Vertrauen 
  Können Demokratien 
Krisen besser bewältigen? 
Die Zweifel daran wachsen. 

Von Prof. Dr. Renate Köcher 

Institut für Demoskopie 

Allensbach

März/
April

Quelle: Institut für Demoskopie Allensbach, jüngste Umfrage: 23.10.– 6.11.2025, 1011 Befragte / F.A.Z.-Grafik swa.
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